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Bonn, den 2. März 2005 

Stellungnahme der Arbeiterwohlfahrt 
zum 2. Nationalen  

Armuts- und Reichtumsbericht 
 

Vorbemerkung 
Die Bundesregierung hat im März 2005 ihren 2. Nationalen Armuts- und Reichtumsbericht 
(ARB) vorgelegt und damit den Beschluss des Bundestages vom 19. Oktober 2001 umgesetzt. 
Der Bericht enthält im ersten Teil eine Analyse von Armut und Reichtum in Deutschland und be-
trachtet erstmals die Lebenslagen von Menschen in extremer, chronischer Armut sowie die Par-
tizipationschancen armer Menschen. Während die Analysen den Zeitraum von 1998 bis 2002 / 
2003 bewerten, bezieht die Bewertung von politischen Maßnahmen erst die Zeit ab 2001 ein. 
Obwohl der ARB nach Einschätzung der Bundesregierung auch zur „Überprüfung von Wir-
kungsweise und Effektivität von Maßnahmen“ zur Armutsbekämpfung dienen soll, beschäftigt 
sich der politische Teil vor allem mit den Reformen der Agenda 2010, deren Wirkung sich erst 
ab 2005 (SGB II, SGB XII, Steuerreform, TAG, etc.) voll entfalten kann. 

Die Bundesregierung führt erstmals eine Armutsdefinition ein, die den Begriff der „Teilhabe- und 
Verwirklichungsgerechtigkeit“ auf der Basis der Forschungsarbeiten von Ökonom Amatya Sen 
umfasst.1 Diese ehrgeizige Definition wird jedoch in den einzelnen Berichtsteilen nicht konse-
quent und kontinuierlich aufgenommen. 

Der Bericht führt als Grund für die Zunahme der deutschen Armutsquoten für die Jahre ab 2000 
die schlechte Weltwirtschaftslage in Folge des 11. Septembers 2001 und des Irak-Krieges an. 
Eine Ursache: Arbeitslosigkeit und wirtschaftliche Unsicherheit sind zwar gestiegen, die durch-
schnittlichen Nettohaushaltseinkommen aber auch. Erklärungen liefert der Bericht für dieses 
Phänomen nicht. 

Insgesamt ist der Bericht gut strukturiert. Allerdings scheinen die insgesamt 27 vergebenen wis-
senschaftlichen Gutachten nicht in allen Feldern Eingang in den ARB gefunden zu haben. Bei-
spielhaft sei die Untersuchung zu „Lebensstandarddefiziten bei Erwerbstätigenhaushalten“ 
(Working Poor) genannt, die leider im Bericht nur mit einer halben Seite und im tabellarischen 
Anhang gar keinen Eingang findet. Auch die Zusammenhänge zwischen Armut und Gesundheit 
sind nur unzureichend beschrieben, obwohl sich die Forschungslage in den letzten Jahren sehr 
verbessert hat. Die AWO erwartet, dass im Nachgang zur Veröffentlichung des Gesamtberichtes 
alle 27 Einzelgutachten zur Verfügung gestellt werden. 

Wie schon im ersten ARB ist auch in diesem Bericht die Betrachtung von Vermögen und Reich-
tum sehr unterbelichtet. So wird z.B. nur die Verteilung von zwei Dritteln des Privatvermögens 
(5  Billionen Euro anstatt 7,8 Billionen Euro) dokumentiert. Über das Betriebsvermögen in priva-
ter Hand (2,8 Billionen Euro) liegen keine statistischen Daten vor – heißt es in einer Fußnote der 
Langfassung, in der Kurzfassung findet sich dazu kein Wort. 

Die so genannte Kurzfassung fasst auf 40 Seiten eher Teil B mit den politischen Maßnahmen 
als die 150-seitige Analyse zusammen. Viele wichtige Informationen, wie z.B. die unterschiedli-
chen Armutsquoten nach alter und neuer OECD-Skala, tauchen in der Kurzfassung nicht auf. 
Gut gelungen sind dagegen die Zusammenfassungen der Einzelkapitel in der Langfassung – 
wer einen raschen Überblick über den ARB erhalten will, wird eher hier als in der „Kurzfassung“ 
fündig. 

 

                                                 
1 Begründung: Der Lebenslagenansatz/multidimensionale Armutsbegriff lag bereits dem 1. Armuts- und Reichtumsbericht zugrunde 
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Armut ist mehr als Einkommensarmut:  
Verschiedene Dimensionen von Armut und Lebenslagen 
 

1. Arm an Einkommen und Vermögen? 
 

1.1 Trends 
Einkommen 
Unter die Armutsquote nach europäischer Definition fallen die Personen, denen weniger Ein-
kommen als 60% des Median vom Nettoäquivalenzeinkommen nach neuer OECD-Skala zur 
Verfügung steht (weniger als 938 Euro pro Kopf): 

 
 Gesamt West Ost Kinder 

bis 15 
Jahre 

Ältere 
über 
65 
Jahre 

Selbst-
stän-
dige 

Arbeits-
lose 

Allein  
Erzie-
hende 

Familien  
(2 Erw.,  
2 Kin-
der) 

1998 12,1  
(12,1) 

11 17,1 13,8 
(18,6) 

13,3 
(9,3) 

11,2 
(11,2) 

33,1 
(31,2) 

35,4 
(37) 

10,8 
(14,6) 

2003 13,5  
(13,1) 

12,2 19,3 15 
(18,6) 

11,4 
(7,5) 

9,3 
(9,6) 

40,9 
(37,4) 

35,4 
(36,4) 

11,6 
(14,6) 

(In Klammern Werte nach alter OECD-Skala.) 
 
Von ca. 10,8 Millionen Personen, die unter der Armutsgrenze leben, bezogen 2003 2,8 Millionen 
Personen Sozialhilfe. Dies sind 3,4 % der Bevölkerung. 1,1 Millionen Kinder (unter 18 Jahren) 
lebten von Sozialhilfe. Damit ist ihre Sozialhilfequote von 7,2% mehr als doppelt so hoch wie in 
der Gesamtbevölkerung. Bei Senioren/innen über 65 Jahren ist dagegen das Sozialhilferisiko 
weniger als halb so hoch wie im Durchschnitt: 1,3%. 
Der neu eingeführte Lebensstandardansatz weist etwa 5 % der Bevölkerung aus, das unterhalb 
eines „normalen Lebensstandards“ in Deprivation lebt (2002: 4% West, 6% Ost). Dieser Anteil 
ist seit 1998 leicht zurückgegangen (5% West, 9% Ost).  
Erstmals werden Zahlen zu Menschen in extremer, dauerhafter Armut geliefert. Aufgrund unzu-
reichender Datenlage kann allerdings nur mit Schätzungen gearbeitet werden. Insgesamt wer-
den folgende Problemgruppen betrachtet: 

− Wohnungslose 
− Straßenkinder 
− Straffällige 
− Suchtkranke 
− Chronisch Kranke und HIV-Infizierte. 

Insgesamt kann diese Gruppe auf ca. 450.000 Personen geschätzt werden, wobei nicht alle 
zwangsläufig unterhalb der Armutsrisikogrenze leben. Ein beachtlicher Erfolg ist der große 
Rückgang (um 38%) der Wohnungslosen von 530.000 im Jahr 1998 auf 330.000 in 2002. Hier 
wären differenziertere Betrachtungen z.B. nach regionalen Unterschieden wünschenswert, um 
weitere Maßnahmen zur Reduzierung der Wohnungslosigkeit noch gezielter einsetzen zu kön-
nen. 
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Vermögen 
Während die realen Nettohaushaltseinkommen aus unselbstständiger Arbeit seit 1998 nur um 
1,1 % angestiegen sind, hat sich das Nettoprivatvermögen um real rund 10% erhöht. Dies erklärt 
sich insbesondere durch steigende Verkehrswerte von Immobilienvermögen, welches 75% des 
gesamten Privatvermögens ausmacht. Insgesamt verfügt die Bevölkerung über rund 5 Billionen 
Euro Privatvermögen (sowie 2.8 Billionen Euro Betriebsvermögen in privatem Besitz, dies ent-
spricht einem Gesamtvermögen von 7,8 Billionen Euro). Dieses ist weiterhin sehr unterschied-
lich verteilt: Die unteren 50% der Haushalte (in der Vermögensverteilung) verfügen über einen 
Anteil an 4% des Gesamtvermögens, während die oberen 20% der Haushalte über mehr als 
60% des Gesamtvermögens verfügt. Das obere Zehntel verfügt gar über 47% des Gesamtver-
mögens. 
Am vermögendsten sind Selbstständige und Pensionäre mit einem Durchschnittsvermögen von 
300.000 bzw. 250.000 Euro. Bei Haushalten mit älteren Haushaltsvorständen (über 50 Jahre) 
sowie bei jungen weiblichen Singles sind die Vermögenszuwächse am größten, bei allein Erzie-
henden unter 30 Jahren gibt es Rückgänge. 
 
1.2 Bewertung 
Familien mit Kindern (insb. allein Erziehende), Jugendliche, junge Erwachsene, Migranten und 
Arbeitslose sind überdurchschnittlich von Armut betroffen, das Risiko ist gestiegen. Aber auch 
bei Familien mit nur einer Teilzeiterwerbstätigkeit ist das Armutsrisiko mit 30 % weit überdurch-
schnittlich – das Phänomen der Working Poor existiert vor allem bei Familien weiterhin. 
Weniger von Armut betroffen sind Ältere über 65 Jahre (Rentner und Pensionäre) sowie Selbst-
ständige2. Deren ohnehin geringes Armutsrisiko hat sich weiterhin verringert. 
Bei der Interpretation der Daten zu berücksichtigen ist, dass die neue OECD-Skala die Armutsri-
siken von Alt und Jung angleicht: nach alter Skala sind nur 7,5 % der Alten von Armut betroffen, 
aber 18,6% der Kinder unter 15 Jahren! 
Die Bundesregierung macht für die Einkommensarmut vor allem Arbeitslosigkeit verantwortlich. 
Dies leitet sie aus der überdurchschnittlichen Armutsquote von Arbeitslosen (40,9%) ab. Die 
Armutsquote von Arbeitnehmern/innen liegt mit 7,1% zwar weit unter dem Durchschnitt, zeigt 
jedoch, dass Erwerbsarbeit nicht vor Armut schützt (Niedrigeinkommen). Nach neuer und vor 
allem nach alter OECD-Skala liegt die Armutsquote von Arbeitslosen fast auf gleich hohem Ni-
veau wie die der allein Erziehenden, so dass als weitere wichtige Armutsursache neben Ar-
beitslosigkeit und Niedrigeinkommen „Kinder haben“ und vor allem „Kinder allein erziehen“ hinzu 
kommt. 
Ein überdurchschnittlich hohes Armutsrisiko haben ebenso Familien mit mehr als 2 Kindern so-
wie Migranten mit mindestens einem Vollzeiteinkommen. Laut ARB seien diese Zahlen seit 1992 
nicht ungünstiger geworden. Tabellen und Quellen fehlen dazu leider, sowohl im Text wie im 
Anhang (es wird lediglich auf das bislang unveröffentlichte Gutachten des RWI „Lebensstan-
darddefizite bei Erwerbstätigkeit“, 2004, verwiesen). 
 
1.3 Forderungen 
Langfristig muss sich der differenzierte Armutsbegriff von Einkommensarmut und Armut an Ver-
wirklichungschancen auch in der statistischen Erfassung von Armut niederschlagen. Die Ein-
kommensarmut einer Familie – wie immer man sie methodisch erfasst – muss in Relation zu ih-
ren Ausgaben insbesondere zum Ausbau ihrer Verwirklichungschancen (Bildungsangebote, 
soziale Dienstleistungen, bürgerschaftliches Engagement, etc.) betrachtet werden. Um Armuts-

                                                 
2 Begründung: 1. Vermögende sind natürlich nicht von Armut betroffen, 2. mit Ich-AG, kleinen (prekären) Existenzgründern etc. ist 
Selbständigkeit nicht durchgängig = wohlhabend 
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quoten im europäischen Vergleich wirklich vergleichbar zu machen, müssen darüber hinaus die 
Wirtschaftskraft und sozialstaatliche Ordnung eines Mitgliedsstaates berücksichtigt werden. 
Die AWO begrüßt deshalb das von der Bundesregierung in Auftrag gegebene Gutachten zur 
Entwicklung von monetären und nicht-monetären Indikatoren zur Messung von Armut und Ver-
wirklichungschancen (Volkert u.a.: Operationalisierung der Armuts- und Reichtumsmessung, 
Bonn 2004) und sieht einem weiteren Forschungsprojekt zur Praxistauglichkeit gespannt entge-
gen. Wünschenswert wäre, dass der nächste Armuts- und Reichtumsbericht ein solch neues 
Indikatorensystem nutzen könnte. 
Die Konzepte der Bundesregierung zum Umbau des Sozialsystems, zur Beseitigung der Ar-
beitslosigkeit sowie zur Modernisierung der Familien- und Bildungspolitik bieten gute Ansatz-
punkte, um die Hauptursachen von Armut zu bekämpfen.  
Wenn aber Verteilungs- und Verwirklichungsgerechtigkeit vor allem für die zukünftigen Genera-
tionen hergestellt werden sollen, wird Bildung zur neuen Sozialen Frage und muss im Mittel-
punkt aller politischen Konzepte in Bund, Ländern und Kommunen stehen. 
Es gilt aber auch: selbst wenn Kinder und Jugendliche gute Bildungschancen haben, erfahren 
sie bei Einkommensarmut ihrer Familien massive Ausgrenzung. Deshalb muss neben einer 
besseren Qualität im und besseren Zugang zum Bildungssektor ab dem Elementarbereich auch 
eine Verbesserung der Familieneinkommen erzielt werden. Wir streben eine Reform des Erzie-
hungsgeldes und eine Weiterentwicklung von Kindergeld und Kinderzuschlag an und haben uns 
wiederholt dafür eingesetzt, angesichts des Armutsrisikos von Kindern und ihren Familien alle 
Möglichkeiten zu prüfen wie dieses Risiko minimiert werden kann. Denkbar wäre etwa die Ein-
führung einer bedarfsorientierten Grundsicherung für Kinder.3  
Die AWO macht sich gemeinsam mit anderen Wohlfahrtsverbände insbesondere für eine ge-
zielte wirtschaftliche Förderung von Familien im unteren Einkommensbereich stark, zu deren 
Finanzierung auch eine Begrenzung des Ehegattensplittings beitragen kann.4 
Die Steuerpolitik des Bundes muss außerdem gewährleisten, dass sich alle gesellschaftlichen 
Gruppen an der Finanzierung der Gemeinschaftsaufgaben angemessen beteiligen. Die AWO 
fordert daher u.a. eine Reform der Erbschaftssteuer. 
 
 

2. Arm an Bildung? 
 
2.1 Trends 
Von 100 Kindern aus Familien mit hohem sozialen Status erlangen 81% einen akademischen 
Abschluss, bei 100 Kindern aus Familien niedrigem sozialen Status sind es lediglich 11%. 
Dabei gibt es zwei wichtige Schwellen: einmal von der Primarstufe zur Sekundarstufe I. Hier 
schaffen es 85% der „reichen“ Kinder bis hin zum Abitur, aber nur 36% der armen Kinder. Für 
diese gilt es nach dem Abitur eine weitere Hürde zu nehmen, von den wenigen ärmeren Kindern 
mit Abitur nehmen wiederum nur 31% ein Studium auf. Bei den reichen Abiturienten ist das Stu-
dium dagegen die Regel (95%). 
Die absoluten Zahlen sind im übrigen gegenläufig: nur 13% aller Jugendlichen eines Studien-
jahrgangs kommen aus oberen sozialen Schichten, dagegen 49% aus unteren Schichten.  
 
 
 

                                                 
3 BuKo Leitantrag Sozialpolitik, Konferenzmaterial, Seite 15 
4 siehe: BAGFW/BMFSFJ (2002): Prioritäten einer zukunftsorientierten Familienpolitik, Berlin 
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2.2 Bewertung 
Arm an Bildung sind vor allem Kinder und Jugendliche, die aus einkommensarmen Familien 
kommen. Diese beunruhigende Tendenz setzt sich seit Jahrzehnten fort. Neben der Schwelle 
des selektiven Schulsystems sollte auch die zweite Schwelle nach dem Abitur verstärkt in den 
Blick genommen werden. Hier haben sich Kinder aus ärmeren Haushalten bereits ein Potenzial 
an Verwirklichungschancen erarbeitet, das leider nicht adäquat fortgesetzt wird. Um hier zu 
weiteren Fördermaßnahmen zu kommen, sind weitere Längsschnittuntersuchungen zu Bil-
dungsverläufen von Kindern und Jugendlichen aus einkommensarmen Schichten notwendig. 
Kinder aus Migrantenfamilien sind dabei besonders zu berücksichtigen. 
 
2.3 Forderungen 
Durch den Armuts- und Reichtumsbericht zieht sich wie ein roter Faden der Mangel an Bildung 
als Ursache für und Folge von Arbeitslosigkeit und/oder Armut. Insbesondere bei den Migranten 
und auch bei Menschen in extremer Armut ist das Fehlen von Berufsabschlüssen ein Grund für 
ihre prekäre Lage.  
Aus Sicht der Arbeiterwohlfahrt erscheint es daher geboten, – nicht zuletzt im Hinblick auf künf-
tige Erwerbsgenerationen – den Akzent noch stärker auf die Bildungspolitik zu setzen. Kinder 
aus allen sozialen Schichten benötigen die bestmögliche Förderung von Anfang an. Kinder aus 
unteren Einkommensschichten benötigen jedoch mehr: ungleiche Bildungschancen müssen 
auch ungleich mehr Förderung und Ressourcen zum Beispiel in besonders benachteiligten 
Stadtteilen und Quartieren nach sich ziehen. Insgesamt sind der Ausbau von Betreuungsmög-
lichkeiten für Kleinstkinder, die Verbesserung der Bildungschancen im Kindergarten, eine Mo-
dernisierung der Primarstufe und insbesondere die Überwindung des vielgliedrigen, selektiven 
Schulsystems dringend notwendig.  
Um insbesondere die Chancen von Kindern mit Migrationshintergrund zu erhöhen, müssen In-
terkulturelles Lernen und Sprachförderung als obligatorische Grundkompetenz in alle Rahmen-
pläne aufgenommen werden. Grundschulen in „sozialen Brennpunkten“ sollten bevorzugt zu 
verbindlichen Ganztagsschulen mit einer entsprechenden interkulturellen Ausrichtung und einem 
entsprechenden Schulprofil, z.B. Mehrsprachigkeit, verbessert werden. Es ist bildungspolitisch 
darauf hinzuwirken, dass künftig nicht nur an Hauptschulen, sondern auch in weiteren Ober-
schulen Förderklassen eingerichtet werden, damit Seiteneinsteiger und Leistungsschwache eine 
Chance auf einen erfolgreichen Schulabschluss haben.  
Wir bestärken die Bundesregierung in der geforderten Übernahme von mehr Verantwortung für 
Bildungspolitik auf der Bundesebene. Die AWO fordert eine breite Bildungsdebatte, um sich 
bundesweit auf klare Profile (bezogen auf Bildungsziele, Bildungsinhalte und Evaluierungsstan-
dards) zu verständigen. Nur so ist zu gewährleisten, dass bundesweit einheitliche Lebensbedin-
gungen mehr sind als pures Lippenbekenntnis und abhängig von der jeweiligen Haushaltslage. 
Das Scheitern der Föderalismuskommission darf das Streben nach bundeseinheitlichen Bil-
dungsstandards und Fördermöglichkeiten nicht behindern. Die Länder fordern wir auf, gemein-
sam mit der Bundesebene nach konstruktiven Lösungen zur besseren Zusammenarbeit in Bil-
dungsfragen zu suchen. 
Auch die Kommunen müssen sich insbesondere im Elementarbereich stärker engagieren. Eine 
Gemeindefinanzreform kann und muss die finanziellen Spielräume dafür schaffen. Die drama-
tisch mangelhafte Bedarfsdeckung im Kleinkinderbereich darf nicht an unterschiedlichen Fi-
nanzverantwortungen scheitern. 
Auch die Wohlfahrtsverbände werden ihren Teil zu einer Verbesserung der Bildungschancen 
(einkommens)armer Kinder leisten. Die Arbeiterwohlfahrt wird sich 2005 und 2006 verstärkt in 
diese Debatte einbringen und Konzepte zur Prävention und Bekämpfung von Kinder- und Fami-
lienarmut durch Bildungsangebote insbesondere im sozialen Nahraum entwickeln und umset-
zen. 
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3. Arm an Gesundheit? 
 
3.1 Trends 
Die oben beschriebenen Bildungsungleichheiten „spiegeln sich dementsprechend auch im Ge-
sundheitszustand der Bevölkerung wider.“ (ARB, S. 123) 
Mit Ausnahme von Allergien leiden Männer und Frauen mit geringen Qualifikationen häufiger an 
Krankheiten, etwa Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Erkrankungen des Bewegungsapparats (z.B. 
Rücken), Depressionen oder Übergewicht. Dabei erscheint die bildungsbezogene Differenz bei 
Frauen größer zu sein als bei Männern. So leiden z.B. 72,3 % aller Frauen mit Volks- oder 
Hauptschulabschluss an Übergewicht, aber nur 38,2% der Frauen mit Abitur. 50,4 % der Frauen 
mit Hauptschulabschluss litten an chronischen Krankheiten, nur 37% der Frauen mit Abitur. 
Neben schlechteren Arbeits- und Wohnbedingungen sind vor allem höheres Risikoverhalten und 
weniger Prophylaxe Ursachen für die defizitäre gesundheitliche Lage bei Menschen aus unteren 
Einkommensschichten bzw. mit Armutsrisiko. Dies gilt insbesondere für Kinder. Kinder aus nied-
rigen Einkommensschichten rauchen mehr, bewegen sich weniger, schauen mehr Fernsehen, 
etc. Weniger Unterschiede gibt es erstaunlicherweise im Ernährungsverhalten, was vielleicht 
darauf schließen lässt, dass sich bei der Ernährung die Eltern zugunsten ihrer Kinder einschrän-
ken. 
Auch die Mortalitätsraten sind für Menschen aus unteren Einkommensschichten und mit weniger 
Bildungschancen ungünstiger. Leider wird im ARB nicht auf die sehr guten und umfangreichen 
Forschungsarbeiten z.B. von Andreas Mielck u.a. zurückgegriffen. Hier entsteht – unberechtig-
terweise – der Eindruck, dieses Feld sei noch wenig erforscht oder mit wenig statistischem Ma-
terial belegt.  
 
3.2 Bewertung: 
Relative Einkommensarmut und weniger Teilhabechancen im Bildungsbereich gehen mit größe-
ren gesundheitlichen Schwierigkeiten und Belastungen einher.  
Die Gesundheitsreform hat ehemalige Sozialhilfeempfänger/innen, und jetzt SGB-II-Bezie-
her/innen, erstmals voll in das System der Krankenversicherung integriert – allerdings wird diese 
Verbesserung an Verwirklichungschancen um den Preis von Zuzahlungen erkauft. Insbesondere 
bei Menschen in extremer Armut muss die Auswirkung dieser zusätzlichen finanziellen Belas-
tungen genauestens beobachtet und ausgewertet werden. 
 
3.3. Forderungen 
Zuzahlungen zu Arztbesuchen, Medikamenten sowie zu Heil- und Hilfsmitteln können dazu bei-
tragen, die Ausgaben der Krankenkassen zu begrenzen und damit die Lohnnebenkosten zu 
senken. Darüber hinaus haben sie eine Steuerungsfunktion: Sie führen zu mehr Eigenbeteili-
gung zu einem verantwortungsbewußten Umgang mit der Ressource Gesundheit und tragen 
dazu bei, das Kostenbewußtsein für ärztliche Dienstleistungen zu sensibilisieren. Es ist jedoch 
unerlässlich, die Zuzahlungsregelungen so auszugestalten, dass sie die individuelle Leistungs-
fähigkeit widerspiegeln. Es muss vermieden werden, dass einzelne Personengruppen durch 
Zuzahlungen finanziell überfordert und damit zu sozialen Bittstellern werden. Die AWO fordert 
die Bundesregierung auf, zur Untersuchung möglicher negativer Effekte der Gesundheitsreform 
für einkommensarme Bevölkerungsschichten eine Studie in Auftrag zu geben. 
Mit Blick auf die Einnahmenseite fordert die AWO, die GKV in Richtung einer Bürgerversiche-
rung weiterzuentwickeln. 5  

                                                 
5 „Was Menschen bewegt“, Beschluss der AWO-Bundeskonferenz, Bremen, Oktober 2004 
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Das Gesundheitspräventionsgesetz muss genutzt werden, um auf die im Bericht gewonnenen 
Erkenntnisse zum Gesundheitsverhalten einkommens- und bildungsarmer Bevölkerungsgrup-
pen zu reagieren. So sollten sowohl Regelleistungen zur Prävention verbessert als auch ziel-
gruppenorientierte, regionale Projekte gefördert werden. 
 
 

4. Arm an Partizipation? 
 
4.1 Trends 
Zum umfassenden Armutsbegriff zählt auch der Grad der politischen und gesellschaftlichen 
Teilhabe. Neue Studien zeigen, dass auch hier die Chancen für Menschen aus unteren Ein-
kommenslagen geringer sind als bei Menschen oberer Einkommensgruppen. Erstaunlich ist 
aber zum Beispiel die geringe Differenz bei Parteimitgliedschaften oder anderen Formen politi-
schen Engagements. So sind 3 % der Menschen, die in relativer Einkommensarmut leben, Par-
teimitglieder (Durchschnitt 4%) und 17% haben sich schon einmal an einer Demonstration betei-
ligt (Durchschnitt: 18%). Dagegen sind sehr wenige einkommensarme Menschen Mitglied in 
einer Gewerkschaft (7% zu 15% im Durchschnitt). Im Freizeitbereich ergeben sich zwar auch 
geringere Teilhabemöglichkeiten (39% der einkommensarmen Bevölkerung nimmt regelmäßig 
an Sport- und Freizeitgruppen teil, Vergleichswert: 47%), diese liegen aber zumindest im Er-
wachsenenalter auf einem erstaunlich hohen Niveau.  
 
4.2 Bewertung und Forderungen 
Entgegen eines weit verbreiteten Vorurteils haben (einkommens-)arme Menschen sehr wohl die 
Chance, sich politisch oder gesellschaftlich zu engagieren und nutzen diese auch. Um konkre-
tere Aussagen treffen zu können, sind weitere und differenziertere Analysen zum Beispiel zur 
Altersstruktur oder zum Beteiligungsgrad von Menschen mit Migrationshintergrund notwendig. 
Leider wird die Wahlbeteiligung und das Wahlverhalten einkommensarmer Schichten nicht be-
trachtet, obwohl vor allem bei Kommunalwahlen detaillierte Statistiken vorliegen (ausgerichtet 
am Wahlverhalten von benachteiligten Stadtteilen). 
Auch bei der Analyse von Verwirklichungschancen im Freizeitbereich wäre eine differenziertere 
Betrachtung nach Alter, Migrationshintergrund, etc. sinnvoll, denn z.B. die AWO-ISS-Studie 
weist gerade für arme Kinder sehr eingeschränkte Möglichkeiten der Teilnahme und Teilhabe in 
Sportvereinen, bei Freizeitaktivitäten u.ä. nach. 
Die Ausweitung von Teilhabechancen muss auch die Beteiligung der von Armut Betroffenen und 
ihrer Interessensvertretungen an der Armuts- und Reichtumsberichterstattung sowie der Ent-
wicklung von Strategien zur Armutsbekämpfung berücksichtigen. Die Einbeziehung der Wohl-
fahrtsverbände, Selbsthilfegruppen, Gewerkschaften, Kirchen und anderen zivilgesellschaftli-
chen Organisationen in den Beraterkreis sowie die Veranstaltungsreihe „Forum Teilhabe und 
Integration“ sind ermutigende Ansätze dazu, die verstetigt werden sollen. 
 
 



AWO-Stellungnahme zum 2. Armuts- und Reichtumsbericht  

 9 

5. Arm an Integration? 
 
5.1.Trends 
Es ist begrüßenswert, dass die Aufmerksamkeit im Bericht besonders auf den Integrationspro-
zess und die gleichberechtigte Teilhabe der Migranten/-innen an der Gesellschaft gerichtet ist. 
Weiterhin ist positiv anzumerken, dass der Bericht Integration als eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe definiert, die von Zuwanderern und deutscher Mehrheitsbevölkerung gemeinsam zu 
gestalten ist. Sie wird als Chance zur gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft betrachtet 
(S. 267), was wiederum einen Beitrag gegen Armut und soziale Ausgrenzung darstellt. 
Der Bericht bezeichnet Bildung zu Recht als Schlüssel zur Teilhabe an der Gesellschaft bzw. als 
beste Prävention gegen Armut. Die zwei PISA-Studien haben belegt, dass in keinem anderen 
europäischen Land wie in Deutschland ein so enger Zusammenhang zwischen erfolgreicher 
Schulbildung und sozialer Herkunft besteht. Es ist deshalb kein Zufall, dass der Großteil der 
Kinder aus Migrantenfamilien, die von Arbeitslosigkeit und Folgeproblemen betroffen sind, 
schlechte Bildungsabschlüsse aufweisen und damit mit weit ungünstigeren Startchancen als ihre 
deutsche Altersgenossen auf den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt kommen.  
Für die Bundesregierung stellt die anhaltende hohe Arbeitslosigkeit ein großes Armutsrisiko für 
die Migrantenbevölkerung dar. Der Bericht konstatiert eine große Abhängigkeit der Migranten-
haushalte von den staatlichen Transferleistungen, die auf Erwerbslosigkeit sowie auf geringere 
Bildungs- und Ausbildungsbeteiligung zurückzuführen ist. Während der Anteil der deutschen 
Arbeitslosen ohne Berufsausbildung im Jahre 2003 bei 28,9% lag, betrug sie im gleichen Zeit-
raum bei den erwerbslosen Migranten/-innen 72,5%. Der Bericht stellt einen Anstieg des Ar-
mutsrisikos bei der Migrantenbevölkerung fest. Demnach stieg das Armutsrisiko der Migranten-
bevölkerung von 1998 bis 2003 von 19,6 % auf 24% und liegt damit weiterhin über der Armutsri-
sikoquote der Gesamtbevölkerung. 
Politisch Verfolgte und Bürgerkriegsflüchtlinge können nach wie vor auf legalem Weg nicht für 
ihren Lebensunterhalt sorgen. Denn ihnen bleibt jegliche Beschäftigungsmöglichkeit untersagt. 
Nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) bekommen Flüchtlinge zwischen 14% und 
28% weniger Sozialleistungen als das SGB II es im Allgemeinen vorsieht.  
 
5.2 Bewertung 
Das „Gesetz zur Steuerung- und Begrenzung der Zuwanderung und Regelung des Aufenthalts 
und der Integration von Unionsbürgern und Ausländern“, kurz: das Zuwanderungsgesetz, ist 
allein kein geeignetes Instrument für die Integration und Partizipation aller Menschen mit Migra-
tionshintergrund, wie dies der Bericht zu vermitteln versucht. Das Gesetz ist auch nicht geeignet, 
die Armut unter der Migrantenbevölkerung zu bekämpfen. Es sieht für die Gruppe der Migran-
ten/-innen mit langjährigem Aufenthalt kaum Integrationsangebote vor. Der Rechtsanspruch auf 
Integrationsmaßnahmen bezieht sich grundsätzlich nur auf die Neuzuwanderer/-innen. 
Für die AWO gilt, die Aufmerksamkeit auf die Bekämpfung von Armut zu richten. Dies kann 
langfristig nur gelingen, wenn die Bildungschancen der Migrantenkinder dauerhaft verbessert 
werden. Armutsprävention bei Kindern, Jugendlichen und ihren Familien im Sinne einer Verbes-
serung der Lebensverhältnisse muss frühzeitig ansetzen. Bedenkt man den demographischen 
Wandel, dass Migranten/-innen im Vergleich zur deutschen Bevölkerung jünger sind und somit 
in den kommenden Jahren mehr Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund auf den 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt drängen, ist es besonders wichtig, mit der Förderung bereits im 
Kindergarten, in der Schule und beim Übergang von Schule zur Ausbildung zu beginnen.  
Armut bei Migrantenbevölkerung ist ein Kreislauf, der oft selbst mit Erwerbstätigkeit nicht zu 
durchbrechen ist: Mangelnde berufliche Qualifizierung, unzureichende Deutschkenntnisse, der 
Migrationsstatus, Benachteiligung auf dem Arbeitsmarkt etc., sind Ursachen für Niedriglohn und 
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unsichere Beschäftigungsverhältnisse. Der Bericht führt dagegen die schwierige Vermittlung von 
Migranten/-innen auf den Arbeitsmarkt in der Tendenz auf migrationsspezifische Defizite (S. 
270) zurück. Hier sollte der Bericht auf die Ergebnisse der AWO-ISS-Studie Bezug nehmen, die 
die soziale Ausgrenzung von Migrantenkindern vor allem auf unzureichende Bildungschancen 
zurückführt. 
Der Bericht geht leider kaum auf die Lebenssituation von Flüchtlingen und Flüchtlingskindern 
ein. Auch im Zuwanderungsgesetz werden dieser Gruppe keine Angebote gemacht, die zur 
Verbesserung der Lebensverhältnisse führen könnten, da es Flüchtlingen den Zugang zum 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt verbietet. Sie sind damit auf Sozialleistungen angewiesen, die in 
der Regel als Sachleistungen gewährt werden. Ihre Integration ist nicht vorrangig, da von einem 
vorübergehenden Aufenthalt dieser Gruppe ausgegangen wird. Diese prekäre rechtliche Lage 
bringt viele Probleme mit sich. Es entsteht in der Öffentlichkeit einerseits der Eindruck, dass die 
Flüchtlinge auf Kosten der Allgemeinheit ein „schönes Leben“ führen. Andererseits wird der not-
wendige Bedarf durch Sachleistungen nicht gedeckt, und damit ist die Armut für die Betroffenen 
vorprogrammiert. Der Bericht sollte an dieser Stelle auch die Ergebnisse des Sozialberichtes 
von NRW 2004 zur Lebenssituation von Flüchtlingen und Asylsuchenden berücksichtigen.  
 
5.3 Forderungen 
Der Bericht sollte die Notwendigkeit zusätzlicher Integrationsangebote für die bereits hier leben-
den Migrantenfamilien und ihrer Kinder hervorheben. Diese Gruppe darf nicht im Nachhinein für 
eine verfehlte Integrationspolitik verantwortlich gemacht werden. Die Integrationsbemühungen 
müssen auch diese Gruppe einschließen, nicht zuletzt wegen ihrer Rolle bei der Erziehung, Bil-
dung und Betreuung der künftigen Generationen. Die AWO fordert eine deutliche Verbesserung 
der Förderung von Kinder aus bildungsfernen Schichten, zu denen auch viele Migrantenfamilien 
gehören. 
Die AWO sieht das EQJ-Programm der Bundesregierung „Förderung von Arbeitsmarktschancen 
von Jugendlichen mit eingeschränkter Vermittlungsperspektiven“ als ein geeignetes Instrumen-
tarium für die berufliche Integration von Migrantenjugendlichen und fordert daher, das Programm 
unter aktiver Arbeitsmarktpolitik flächendeckend auszubauen. Der besondere Aufenthaltsstatus 
von Flüchtlingskindern- und -jugendlichen darf dabei nicht weiter ein Kriterium für den Aus-
schluss aus dem Ausbildungsmarkt bzw. aus diesem Programm sein.  
Eine differenzierte Sichtweise für die schwierige Vermittlung von Migranten/-innen in ein Be-
schäftigungsverhältnis ist notwendig. Die strukturelle Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt, die 
Zugangsbarrieren für Flüchtlinge und die allgemeine Arbeitsmarktsituation müssen im Bericht 
stärkere Bedeutung finden. Der Migrationshintergrund darf für ein „Vermittlungsdefizit“ nicht her-
halten. Ebenso dürfen die ungleichen Startbedingungen auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
nicht unerwähnt bleiben. Der Bericht muss die migrationsspezifischen Ressourcen deutlich her-
vorheben, so dass diese als Kompetenzen Anerkennung finden. Davon ausgehend sollte die 
Bundesregierung bei den Ländern und Kommunen darauf hinwirken, dass die Verwaltung sich 
interkulturell öffnet und verstärkt zu Beschäftigungsverhältnissen im öffentlichen Dienst kommt.  
Die Bundesregierung muss Flüchtlingen und Asylsuchende den Zugang zum Bildungs-, Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkt ermöglichen. Das Recht auf Bildung, Gesundheitsversorgung und hu-
manitäre Unterbringung muss auch dieser Gruppe zuteil werden. Die EU Richtlinie 2003/9/EG 
DES RATES vom 27. Januar 2003 „Zur Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von 
Asylbewerbern in den Mitgliedstaaten“ sollte umgehend umgesetzt werden. Die Bundesregie-
rung sollte überprüfen, ob die Sachleistungen nach AsylbLG nicht grundsätzlich in Barleistungen 
erfolgen.  


